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nächste OW am 

19. Dezember

„Die Landesregierung darf die Axt nicht 
an das soziale Brandenburg legen.“

Bis Freitag berät der Landtag über den Haushalt für 2022. DIE LINKE: Wohnungsbauförderung nicht kürzen. 

Barnim: Mehr Geld für die 
Tagespflege der Kinder

Kreistag beschloss am 1. Dezember eine neue Richtlinie. 
Geplante Veränderungen in der 

Verwaltungsvorschrift zur Förderung 
von Kindern in Tagespflege im Bar-
nim schlugen in der September-Sit-
zung des Kreistages die Wellen 
hoch. Deshalb war die Entschei-
dung vertagt worden. 

Die Kreistagsfraktion DIE LINKE/
Bauern beriet danach auch noch-
mals, griff einige Änderungsvor-
schläge im Sinne der Tagesmütter 
auf und arbeitete daran mit, diese in 
die Richtlinie aufzunehmen. In dieser 
Verwaltungsvorschrift werden vor 
allem allgemeine Voraussetzungen 
für die Tätigkeit von Tagesmüttern, 
die rechtlichen Rahmenbedingun-
gen, die Pflichten von Tagespflege-
personen, Anforderungen an ihre 
Qualifizierung und ihre Vergütungen 
geregelt.

Am 1. Dezember nun stand die 
geänderte Richtlinie erneut auf der 
Tagesordnung des Kreistages. Die-
ser nun stimmten alle Kreistagsab-
geordneten ohne Gegenstimme zu. 

Damit ist künftig neu geregelt, 
dass die Räumlichkeiten der Ta-
gespflegekräfte geprüft werden, 
von ihnen jährliche Qualifikationen 
gefordert werden und Kinderrechte 
eine neue Bedeutung erlangen. Au-
ßerdem wurde die Abrechenbarkeit 
geleisteter Arbeitsstunden von 45 
auf 50 erhöht und damit dem realen 
Bedarf, den die Tagespflegekräfter 
beziffert haben, angepasst. Künftig 
erhalten sie auch 10 Arbeitstage 
Lohnfortzahlung im Jahr auf Kran-
kenschein. Erhöht wurde ebenfalls 
der Betrag für die Erstausstattung. 
Hier gibt es künftig 1.000 statt 200 
Euro. Auch kann künftig Beschäf-
tigungsmaterial geltend gemacht 
werden sowie Ausstattungen in 
Höhe von 200 Euro jährlich.

Damit stehen künftig 2,3 Millio-
nen Euro im Jahr für diesen Teil der 
frühkindlichen Bildung für Barnimer 
Kinder zur Verfügung. Eine gute In-
vestition, meint die Fraktion der LIN-
KEN im Kreistag. mh

Die Förderung des Wohnungs-
baus in Brandenburg wird immer 
weiter zurück gefahren. Während 
die SPD/LINKE-Regierung bis zum 
Jahr 2019 den Wohnungsbau im-
mer weiter unterstützte, die För-
dersätze je Quadratmeter erhöh-
te, individuelle Lösungen mit den 
Kommunen wie z.B. auch in Bernau 
ermöglichte, ist seit 2020 ein steti-
ger Abbau zu sehen. Im Jahr 2020 
standen im Landeshaushalt noch 
175 Millionen Euro zur Verfügung, in 
diesem Jahr waren es schon 8 Milli-
onen weniger und für 2022 sind nur 
noch 130 Millionen Euro nach dem 
Willen der Regierungsfraktionen aus 
SPD, CDU und Grünen geplant. 

„Hier darf nicht weiter gekürzt 
werden“, fordert Sebastian Walter, 

Fraktionschef der LINKEN im Bran-
denburger Landtag. Seine Fraktion 
wird deshalb in dieser Woche ei-
nen Änderungsantrag einbringen, 
40 Millionen Euro mehr im Haushalt 
einzustellen. „Wir können den Woh-
nungsbau nicht allein dem Markt 
überlassen“, erkärt Walter. In allen 
Regionen in Brandenburg steigen 
die Mieten spürbar, bis zu 30 Pro-
zent bei Neuvermietungen, auch 
in Gegenden, wo man das bis-
her nicht für möglich gehalten hat. 
„Dass Brandenburger:innen sich 
ihre Mietwohnung leisten können, 
ist eine zentrale Frage“, betont Se-
bastian Walter. „Es wäre das falsche 
Signal hier zu kürzen. Innerhalb der 
Wohnungsbauförderung muss der 
soziale Wohnungsbau unterstützt 

werden, insbesondere für kom-
munale Unternehmen und Genos-
senschaften.“ An die Adresse der 
neuen Wohnungsbauministerin 
Klara Geywitz (SPD) richtete der 
LINKEN-Politiker seine Forderung, 
dass der soziale Wohnraum mas-
siv ausgebaut, die Mietpreisbremse 
ausgeweitet und der Mietendeckel 
auf Bundesebene installiert wird.

Insgesamt werden die LIN-
KEN 31 Änderungsanträge in den 
Haushaltsberatungen stellen. Dazu 
gehören so entscheidende Berei-
che wie die Unterstützung des Öf-
fentlichen Personennahverkehrs. 
Hier fordert DIE LINKE 3 Millionen 
mehr als geplant. Oder die weitere 
Unterstützung der Schulgesund-
heitsfachkräfte mit 700.000 Euro. 

„Für die Finanzierung des Bahnhofs 
Fangschleuse, dessen Bau vor al-
lem Tesla unterstützt, werden 50 
Millionen Euro eingeplant. Damit 
könnte man 80 Jahre lang die jet-
zigen Schulgesundheitsfachkräfte 
bezahlen“, wird Sebastian Walter 
am 14. Dezember auf einer Pres-
sekonferenz polemisch. Nicht zu-
letzt geht es der LINKEN noch um 
die Beitragsfreiheit für das vorletzte 
Kitajahr: „Die Landesregierung hat-
te versprochen, die Eltern ab 2022 
zu entlasten. Sie darf nicht wort-
brüchig werden und muss deshalb 
auch die 14 Milionen Euro dafür zur 
Verfügung stellen“, betont Sebasti-
an Walter. Er sieht die Gefahr, dass 
SPD, Grüne und CDU „die Axt an 
das soziale Brandenburg legen. bc

Datenquelle: Bundesministerium für Arbeit und Soziales; Aufbereitung: Fraktion DIE LINKE im Bundestag

36.515 Verkäufer:innen, 10.862 
Altenpflegekräfte, 9.225 Paket-
bot:innen sowie 8.249 Krankenpfle-
gekräfte mussten 2020 laut Bun-
desregierung Aufstockerleistungen 
beantragen, das heißt, sie erhielten 
ergänzend zum Arbeitslohn „Hartz 
IV-Leistungen“.  Der Bundestags-
abgeordnete der LINKEN, Dietmar 
Bartsch, kommentiert: „Die Helden 

des Alltags stehen vielfach Schlan-
ge im Sozialamt. Dass zehntausen-
de Pflegekräfte, Verkäuferinnen und 
Paketboten mitten in der Pandemie 
aufstocken müssen, weil ihr Lohn 
nicht zum Leben reicht, ist der Gipfel 
der Heuchelei. Partiell sind die Löh-
ne sogar gesunken. Die Ampel muss 
sich fragen lassen, wann kommt der 
versprochene Mindestlohn?“. ig


